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DiE GRÜNEN 
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Strukturprobieme in der Berufsausbiidung 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft - Kab/Parl/III B 
1 - 0103-3-48/85 - hat mit Schreiben vom 15. März 1985 namens 
der Bundesregierung die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung wie folgt be- 
antwortet: 

Auch 1984 ist es wie in den Vorjahren gelungen, die hohe Nach- 
frage der Jugendlichen nach Ausbildungsplätzen weitgehend zu 
befriedigen: Bis zum 30. September 1984 haben 92,4 % der Aus- 
bildungsplatzsuchenden eine Lehrstelle erhalten. Bereits bis zum 
31. Dezember 1984 hat sich die Quote der versorgten Jugend- 
lichen auf 95,2 % erhöht. Diese Tatsachen und daß es gelungen 
ist, das Angebot 1984 gegenüber dem Vorjahr um rd. 30000 auf 
rd. 727 000 Plätze zu steigern, ist ein Beweis für die Leistungsfä- 
higkeit des dualen Systems. Von „einer sich ständig verschlech- 
ternden und verschärfenden Ausbüdungs- und Beschäftigvmgssi- 
tuation junger Menschen" kann rücht gesprochen werden. 

1984 war ein erfolgreiches, aber auch schwieriges Ausbüdungs- 
jahr. Die Bundesregierung ist sich durchaus bewußt, daß weiter- 
hin große Anstrengungen ^er an der beruflichen Büdimg Betei- 
ligten notwendig sind, danüt möghchst alle Jugendlichen eine 
Ausbildungschance erhalten. Dabei kommt es insbesondere dar- 
auf an, das Ausbildrmgsplatzangebot für Mädchen weiter zu ver- 
bessern. Auch wird die Bundesregierung die Berufsausbildung 
benachteiligter Jugendlicher weiterhin durch gezielte Maßnah- 
men fördern. Im Berufsbildungsbericht 1985 sind die Maßnahmen 
im einzelnen dargestellt. 
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1, Teilt die Bundesregierung die Auffassung der GRÜNEN, daß die 
Zahl der „unversorgten Jugendlichen" höher ist als in den Stati- 
stiken der Bundesanstalt für Arbeit angegeben, und welche Konse- 
quenzen gedenkt sie ggf. daraus zu ziehen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Zahlen der 
Bundesanstalt für Arbeit über die „unversorgten Jugendlichen" 
sehr zuverlässig und realistisch sind. Konsequenzen im Sinne der 
Fragestellimg sind daher nicht erforderlich. Sowohl bei der Nach- 
frage nach Ausbildimgsplätzen als auch beim Angebot kann aller- 
dings nur das bilanziert werden, was statistisch erfaßbar ist. Latent 
vorhandene Wünsche nach Ausbüdung, die aber nicht gemeldet 
werden, können ebenso wenig in die Büanz eingehen wie vorhan- 
dene offene Ausbildungplätze, die weder registriert noch besetzt 
werden. Aufgrund der deutliche Zunahme der Einschaltquote der 
Arbeitsämter auf der Nachfrageseite muß davon ausgegangen 
werden, daß der weitaus größte Teil der Jugendlichen, die durch 
immittelbare Bewerbung bei Betrieben keinen Ausbildungsplatz 
gefunden haben, sich beim Arbeitsamt als Bewerber registrieren 
lassen. 


2. Welche Mängel und Strukturprobleme weist nach Auffassung der 
Bundesregierung die jährlich vorgelegte „Berufsbildungsbilanz" 
des DGB auf? 

Der DGB geht von einem völlig anderen Ansatz als die Berufsbil- 
dungsstatistik nach dem Berufsbildungsförderungsgesetz aus. Er 
untersucht nicht Nachfrage nach Ausbildungsplätzen, sondern 
stellt der Summe aller Schulabgänger die Summe aller Bildungs- 
angebote gegenüber. Die Berufsbildungsbilanzen des DGB grei- 
fen weit über den Geltungsbereich des Berufsbildungsgesetzes 
und des Berufsbüdungsförderungsgesetzes - und auch des übli- 
chen Berufsbüdungsbegriffs - hinaus. Hochschulstudiengänge, 
Beamtenausbüdungen oder auch schulische Ausbildungsgänge 
sind zwar im weiteren Sinne sicherlich auch berufsqualifizierende 
Büdung, sie gehören aber eindeutig nicht zur Berufsausbildung 
im dualen System. Es ist daher falsch, die „Jugendlichen ohne 
Ausbildung" der DGB-Büanz in voller Höhe als Versorgungsauf- 
gabe des dualen Systems zu betrachten. 

Zur methodischen Seite ist zu bemerken, daß für die vom DGB 
auf gestellte Beruf sbUdungsbüanz die erforderlichen statistischen 
Informationen nur teüweise zur Verfügung stehen. Der DGB greift 
z. B. insbesondere im Hinblick auf den „Bedarf aus früheren 
Jahren" auf Schätzungen zurück. Dies führt zu einer sehr großen 
Fehlerbreite beim Bilanzsaldo („ohne Ausbüdung"). Überdies 
wird in der DGB-Rechnung das Angebot nur unvollständig erfaßt. 

Die Bilanzierung im Sinne des Berufsbildungsförderungsgesetzes 
ist dagegen einfach, exakt und jederzeit nachprüfbar. Sowohl die 
Zahl der neu abgeschlossenen Ausbüdungsverträge als auch die 
Zahl der zum Stichtag 30. September noch nicht vermittelten 
Ausbüdungsplatzbe Werber und der zu diesem Zeitpunkt noch 
offenen, bei den Arbeitsämtern gemeldeten Ausbüdungsplätze 
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werden genau erfaßt; außerdem sind die entsprechenden Daten in 
sehr kurzer Zeit verfügbar. 


3. Worauf führt es die Bundesregierung zurück, daß die in den 
Beruf sbüdungsberichten 1980 bis 1984 angestellten Schätzungen 
über die Zahl der für das nächste Jahr um einen Ausbildungsplatz 
nachsuchenden Jugendlichen regelmäßig um mehrere Tausend zu 
niedrig lag, und welche Konsequenzen gedenkt sie daraus zu 
ziehen? 

Es trifft nicht zu, daß die Nachfrageschätzungen seit 1980 regel- 
mäßig zu niedrig lagen. Richtig ist vielmehr, daß die Schätzungen 
bis einschließhch 1980 sehr zutreffend waren, 1981 über den 
tatsächlichen Zahlen lagen, was auf die Auswirkung der - nicht 
genau prognostizierbaren - Einführung des 10. Pflichtschuljahres 
in Nordrhein- Westfalen zurückgeht, und 1982 wiederum ziemlich 
genau die Realität trafen. 1983 wich die Prognose von der tatsäch- 
lichen Entwicklung um rd. 10 % ab, 1984 um rd. 5 %. Der Grund 
für die Abweichungen in den letzten Jahren hegt in der unerwar- 
tet starken Veränderung des Bildungsverhaltens bestimmter 
Gruppen von JugendUchen angesichts der Arbeitsmarktpro- 
bleme. Viele Sonderschüler imd Hauptschulabsolventen, die frü- 
her unmittelbar als Jungarbeiter in die Beschäftigung gingen, 
streben heute - was zu begrüßen ist - eine Berufsausbüdung an. 
Viele Berufsfachschulabsolventen - früher zwei Drittel, heute drei 
Viertel eines Jahrgangs - entschheßen sich, im Anschluß an die 
Schule noch eine betriebhche Berufsausbüdung zu beginnen. 
Auch hat die Nachfrage von Studienberechtigten angesichts ver- 
ringerter Beschäftigungsperspektiven in einer Reihe von akade- 
mischen Berufen erhebhch zugenommen. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der GRÜNEN, daß die 
Unternehmer ihrem im Bundesverfassungsgerichtsurteü vom 
10. Dezember 1980 festgelegten Auftrag zur Bereitstellung von 
Ausbildungsplätzen für alle Jugendlichen trotz des Lehrstellenan- 
gebots der Jahre 1983 und 1984 nicht vollständig nachkomm en? 

Das Bundesministerium für Büdung und Wissenschaft hat in 
einem verfassungsrechtlichen Gutachten von Professor Ossenbühl 
(Universität Bonn) die rechtliche Frage der Ausbüdungsverpflich- 
timg noch einmal prüfen lassen. Professor Ossenbühl verneint 
eine rechtlich begründete Pflicht der Wirtschaft, Ausbüdimgs- 
plätze bereitzustellen; vielmehr sei aus den Urteüsgründen des 
Bimdesverfassungsgerichts eine sozial-ethische Pflicht abzu- 
leiten. 

Die Bimdesregienmg ist der Auffassung, daß die Wirtschaft diese 
seit langer Zeit übernommene Aufgabe, den Berufsnachwuchs 
selbst auszubüden, gerade in der letzten Zeit, in der die Nach- 
frage nach Ausbüdungsplätzen so hoch war wie noch nie zuvor, 
mit großem Verantwortungsbewußtsein und außerordentlich 
wirksam wahrgenommen hat. 
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5. liegen der Bundesregierung neue Erkenntnisse über die Zahl nicht 
ausbildungsfähiger Jugendlicher vor, insbesondere ist die Zahl 
dieser Jugendlichen in den letzten beiden Jahren gestiegen oder 
gesunken? 

Neue Erkenntnisse liegen der Bundesregierung nicht vor. Bund 
und Länder haben im übrigen in den vergangenen Jahren ver- 
stärkte Anstrengungen unternommen, auch für Jugendliche Aus- 
bildimgschancen zu eröffnen, die besonderer Förderung bedür- 
fen. Das Angebot an schulischen und außerschtilischen ausbil- 
dungsvorbereitenden Maßnahmen, die Förderung der Berufsaus- 
bildung von Behinderten imd Schwerbehinderten sowie das 
Benachteiligtenprogramm wurden erheblich ausgeweitet. 


6. Welche Anstrengungen wird die Bundesregierung in den nächsten 
Monaten unternehmen, um allen Jugendlichen - auch den unver- 
sorgten der letzten Jahre - einen Ausbildungsplatz zur Verfügimg 
zu stellen? 

Die Bundesregienmg erwartet in diesem Jahr ca. 745000 bis 
765 000 Lehrstellenbewerber. Sie hält eine Steigerimg des Ange- 
bots an Ausbildungsplätzen um 3 bis 5 % gegenüber dem Vorjahr 
für notwendig, damit ein insgesamt ausgeglichenes Verhältnis 
zwischen Angebot und Nachfrage erreicht werden kann. 

Die Bundesregierung hat für ihren Zuständigkeitsbereich am 
27. Februar 1985 beschlossen, das Ausbildimgsangebot des Bun- 
des in diesem Jahr um weitere 4,3 % auf rd. 31 500 Ausbildungs- 
angebote anzuheben, um so ihre Forderung an die Wirtschaft 
durch ein eigenes gutes Beispiel zu unterstreichen. Im Vorjahr ist 
die Ausbildimgsleistung des Bundes um rd. 2 800 zusätzliche 
Ausbildungsverhältnisse, das entspricht rd. 10%, auf 30206 Neu- 
abschlüsse gesteigert worden. 

Das Benachteiligten-Programm wird auf dem erreichten hohen 
Niveau für seine besonderen Zielgruppen fortgeführt. 

Im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit ist Vorsorge für eine 
zielgruppengerechte Ausweitung der arbeitsmarktorientierten 
Bildungsangebote für Schulabgänger getroffen. 

Die Bundesregierung wird ihre erfolgreiche Berufsbildungspolitik 
fortsetzen imd weiterhin verläßliche Rahmenbedingungen für die 
berufliche Bildimg sichern. Die zu erwartende gesamtwirtschaftli- 
che Entwicklung wird die Ausbildungsanstrengungen der Wirt- 
schaft erleichtern. 


7. Hält die Bimdesregierung noch an dem Ziel der Beruf sausbildimg 
für alle Jugendlichen fest, und wie vermag sie ihre Meinung 
insbesondere denjenigen Jugendlichen des Schulabgängeijahr- 
gangs 1983/84 zu verdeutlicfien, die immer noch auf einen Ausbil- 
dungsplatz warten? 
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Die Btmdesregiemng hält an dem Ziel der Berufsausbildung für 
alle Jugendlichen, die dies wünschen, fest. Sie hat im Herbst 1984 
zusammen mit der Wirtschaft und den Ländern besondere Maß- 
nahmen für die am 30. September 1984 noch nicht vermittelten 
Ausbildungsplatzbewerber eingeleitet. Diese Maßnahmen haben 
sich als sehr wirksam erwiesen. Die Zahl dieser Jugendlichen ist 
bis zum 31. Januar 1985 von 58426 um rd. 27 000 (= 46%) auf 
31 655 zurückgegangen. Der Rückgang war damit deutlich stärker 
als in den entsprechenden Zeiträumen der vorangegangenen 
Jahre (1983/84 betrug die Abnahme in den Monaten Oktober, 
November, Dezember und Januar 43%, 1982/83 28% und 

1981/82 36%). 


8. Ist die Zahl von 11% Jugendlicher eines Jahrgangs, die keine 
Berufsausbildung erhalten (Berufsbildungsbericht 1981, S. 4), noch 
aktuell bzw. wie hat sich die Anzahl der Jugendlichen ohne Berufs- 
ausbildung am Jahrgang seither entwickelt? 


Die Zahl von 11 % eines Jahrgangs ohne Berufsausbüdung war 
das Ergebnis einer Modellrechnung, die ein für 1979 ermitteltes 
Übergangsverhalten von Jugendlichen zugrunde legte. Eine 
neuere Schätzung über Jugendliche ohne qualifizierte Ausbü- 
düng liegt nicht vor. Da sich in den letzten Jahren ein wachsender 
Anteü von Jugendlichen am Altersjahrgang beruflich qualifiziert 
hat, kann man davon ausgehen, daß der Anteü der Jugendlichen 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung weiter zurückgegangen 
ist. 


9. Hat die Bundesregierung die Absicht, zukünftig auf die Situation 
von Mädchen und jungen Frauen im Rahmen ihrer jährlichen 
Berufsausbüdungsberichte (etwa in Form eines eigenen Kapitels) 
ausführlich einzugehen, oder bleibt sie bei der gegenwärtigen 
Praxis einer eher beüäufigen Erwähnung? 

Im Bertifsbüdungsbeiicht 1985 wird die Situation der jungen 
Frauen auf dem Ausbüdungs- und Arbeitsmarkt an verschiedenen 
Stellen ausführlich dargestellt. So gibt es z. B. im Teil I, der die 
wesentlichen politischen Aussagen zur Ausbüdungsplatzsituation 
und zur Berufsbüdungspolitik der Bundesregierung enthält, ein 
besonderes Kapitel „Mädchen in der Berufsausbüdung". Auch im 
Teü II „Informationen und Daten zur beruflichen Bildung" wird 
auf die Lage der Mädchen in mehreren Kapiteln eingegangen. 
Dies güt insbesondere für die Kapitel „Berufsberatungsstatistik", 
„Betriebliche und schulische Berufsausbildung bis 1983", „Aus- 
büdungsverlauf und Übergang in die Beschäftigung von Absol- 
venten ausgewählter Ausbüdungsberufe" sowie „ModeUreihe zur 
Ausbüdung und Beschäftigung junger Frauen in gewerblich-tech- 
nischen Berufen". 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft wird auch künf- 
tig in den jährlichen Berufsbüdungsberichten die Situation der 
Mädchen imd jungen Frauen ausführlich behandeln. 
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10. Welche Entwicklungen in der schulischen Erstausbildung bei Mäd- 
chen und jungen Frauen waren im Vergleich zu Jungen und 
jimgen Männern in den Jahren 1979 bis 1984 (aufgeteilt nach 
Schulabschlüssen: Sonderschule, Hauptschule, Realschule, Gym- 
nasium, Berufsfachschule einschließhch Berufsgnmdbildimgsjahr) 
zu verzeichnen? 


Der prozentuale Anteil der weiblichen Schulabgänger an den 
Schulabgängern insgesamt hat sich wie folgt entwickelt: 



ohne 

Hauptschul- 

abschluß 

mit 

Hauptschul- 

abschluß 

mit Realschul- oder 
entsprechendem Abschluß 

mit 

Hochschul- bzw. 
FHS-Reife 

aus 

allgemein- 
bildenden Schulen 

aus 

beruflichen 

Schulen 

1979 

39,2 

46,3 

55,0 

57,6 

43,1 

1980 

38,1 

45,8 

54,7 

58,8 

45,4 

1981 

36,2 

46,6 

54,4 

59,7 

46,4 

1982 

38,4 

45,3 

53,3 

60,7 

46,3 

1983 

39,1 

45,2 

53,8 

59,4 

46,4 


Zahlen für 1984 liegen noch nicht vor. 

Der prozentuale Anteil der weiblichen Schüler im Berufsgrundbil- 
dungsjahr hat sich in den Schuljahren 1981/82 bis 1983/84 wie 
folgt entwickelt: 

1981/82 33,0 

1982/83 33,5 

1983/84 35,5 

Für die Schuljahre vor 1981/82 liegen Angaben über den Anteil 
der weiblichen Schüler im BGJ nicht vor. Für das Schuljahr 
1984/85 sind noch keine Zahlen ermittelt worden. 

Der prozentuale Anteil der weiblichen Schüler in den Berufsfach- 
schulen hat sich wie folgt entwickelt: 


1979/80 

67,2 

1980/81 

66,3 

1981/82 

65,6 

1982/83 

65,9 

1983/84 

66,3 


Für 1984 liegen noch keine Angaben vor. 

Soweit in Berufsfachschulen ein mittlerer Büdungsabschluß 
erworben wird, sind diese weibhchen Schulabgänger auch in 
Spalte 4 der obigen Tabelle „Anteil der weibhchen Schulab- 
gänger ..." enthalten. 


11. Wie viele Mädchen und jimge Frauen haben im Vergleich zu 
Jungen und jungen Männern nach Abschluß welcher Schulart in 
den Jahren 1979 bis 1984 im Verlaufe des Jahres ihres Schulab- 
ganges keinen Ausbildungsplatz gefunden? 


Es hegen bei der Bundesanstalt für Arbeit keine statistischen 
Daten darüber vor, wie viele Bewerberinnen und Bewerber in den 
Jahren 1979 bis 1984 im Jahre ihres Schulabgangs keinen Ausbil- 
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dungsplatz gefunden haben. Die Bundesanstalt für Arbeit ermit- 
telt jeweils nur generell die Zahl der nicht vermittelten Bewerber. 
Diese Zahl hegt nach jungen Männern und jungen Frauen diffe- 
renziert vor und läßt auch die Art des Schulabschlusses, nicht aber 
das Jahr des Schulabschlusses, erkennen: 


Noch nicht vermittelte Bewerber für Berufsausbildungsstellen 
(Ende September) 


Zusammen 

davon: 

ohne 

Hauptschul- 

abschluß 

mit 

Hauptschul- 

abschluß 

mit 

mittlerem Bildungs- 
abschluß 

Hochschul- 

berechtigte 

1979 

weiblich 

12 554 

903 

6 051 

4 576 

1 024 


männlich 

7 173 

998 

3 216 

1 862 

1 097 

1980 

weiblich 

10 670 

691 

4 841 

4 047 

1 091 


männlich 

6 676 

798 

3 114 

1 813 

951 

1981 

weiblich 

13 482 

763 

5 681 

5 469 

1 569 


männlich 

8 658 

1 127 

3 878 

2 475 

1 178 

1982 

weiblich 

21 337 

1 102 

8 865 

8 525 

2 845 


männlich 

12 843 

1 753 

5 902 

3 472 

1716 

1983 

weiblich 

30 300 

1360 

12 253 

12 006 

4 681 


männlich 

17 108 

2 079 

7 793 

4 325 

2911 

1984 

weiblich 

37 388 

1450 

14 817 

15 217 

5 904 


männlich 

21 038 

2 307 

9 998 

5 173 

3 560 


12. Wie viele Mädchen und junge Frauen wurden in den Jahren 1983 
und 1984 nach Abschluß ihrer Berufsausbildung arbeitslos, und in 
welchen Berufen war dies der Fall? 

Zur Struktur der Arbeitslosen erhebt die Bundesanstalt für Arbeit 
jeweils Ende September differenzierte Daten. Nach einer Auswer- 
timg des lAB für September 1983 (1984 noch nicht ausgewertet) 
ergibt sich danach: 

Es waren 27 300 junge Frauen unter 25 Jahren arbeitslos gemel- 
det, die vor der Arbeitslosigkeit eine betriebhche Ausbildung 
abgeschlossen hatten und unter einem Jahr arbeitslos waren. 
Schwerpunktmäßig waren die folgenden Berufsordnungen bzw. 
Ausbüdungsberufe betroffen: Verkäuferin 5 078, Friseurin 3 764, 
Sprechstundenhelferin 3 564, Groß- und Einzelhandelskauffrau 
1 568, Hauswirtschafterin 590, Gärtnerin 562, Apothekenhelferin 
532. 

Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, daß die Septemberzahlen 
wegen der Lage der Prüfungstermine überhöht sind. 

Setzt man die genannte Gesamtzahl der Arbeitslosenmeldungen 
ins Verhältnis zur Zahl der weibhchen Personen, die im Jahre 
1983 die Abschlußprüfung einer betriebhchen Berufsausbüdung 
erfolgreich bestanden hatten, so ergibt sich ein Anteü von 10,6 %. 
Nach den aufgeführten Berufsordnungen bzw. Ausbüdungsberu- 
fen differenziert hegen die entsprechenden Anteüe bei folgenden 
Werten: Verkäuferin 11,1 %, Friseurin 21,6%, Sprechstundenhel- 
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ferin 13,1 %f Groß- und Einzelhandelskauffrau 6,9%, Hauswirt- 
schafterin 7,0 %, Gärtnerin 21,5 %, Apothekenhelferin 11,0 %. 


13. Welche besonderen Anstrengungen wird die Bundesregierung 
unternehmen, um die Berufsausbildung von Mädchen und jungen 
Frauen in besonderem Maße zu fördern (z. B. Quotierung von Aus- 
bildungsplätzen) ? 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft unterstützt 
Bemühungen, das Berufswahlspektrum für Mädchen und junge 
Frauen auszuweiten, insbesondere im Hinbück auf gewerbüch- 
technische Berufe. Er unterstützt die Verbreitung der Erfahrungen 
und Erkenntnisse aus dem Modellprogramm zur Ausbildung und 
Beschäftigung junger Frauen in gewerbüch-technischen Berufen 
durch Veröffentüchungen, die sich vor allem an Schulabgängerin- 
nen und Betriebe richten. 

Es wird voraussichtüch noch in diesem Jahr ein Forschungsauf- 
trag vergeben, durch den auf der Grundlage der Modellversuchs- 
ergebnisse Methoden und Bausteine zur Verstärkung der Ausbü- 
dungsbereitschaft in gewerbüch-technischen Berufen für Mäd- 
chen und Betriebe entwickelt werden soUen. 

Zwei Fachtagungen zur Aufbereitung von Ergebnissen aus den 
ModeUversuchen sind für dieses Jahr geplant. Zur Gleichstellung 
von Mädchen und Frauen im Ausbüdungsbereich ist es nicht nur 
erforderüch, junge Frauen für bisher frauenuntypische Berufe zu 
interessieren, sondern vielmehr auch die Betriebe zu veranlassen, 
Mädchen und jungen Frauen ein konkretes Ausbildungs- und 
Beschäftigungsangebot für diese Berufe zu machen. Eine 
geschlechtsspezifische Quotierung der Ausbildungsplätze lehnt 
die Bundesregierung sowohl für den öffentüchen Dienst wie auch 
für die gesamte Wirtschaft aus grundsätzüchen Erwägungen ab. 

Darüber hinaus ist es im Interesse der Ausbildungs- und Berufs- 
chancen der Mädchen aber auch wegen der Konkurrenzfähigkeit 
der Betriebe notwendig, die Dienstleistungs- und Verwaltungsbe- 
rufe attraktiver zu gestalten, indem neue Inhalte, insbesondere 
die neuen Technologien, in die Ausbildung einbezogen und Auf- 
stiegsmögüchkeiten im Beruf aufgewertet werden. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 15 verwiesen. 


14. Welche Folgerungen - eventuell Veränderungen im Berufsbil- 
dungssystem - zieht die Bundesregierung aus den Ergebnissen der 
Modellversuche „Ausbildung junger Frauen in gewerblich-techni- 
schen Berufen"? 

Das ModeUprogramm zur Ausbildung und Beschäftigung junger 
Frauen in gewerbüch-technischen Berufen hat gezeigt, daß junge 
Frauen die Ausbüdungsanforderungen in diesen Berufen erfolg- 
reich bewältigen können. Künftig geht es nicht mehr darum, 
Wege zu entwickeln und zu erproben, wie Mädchen in gewerb- 
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lich-technischen Berufen ausgebildet werden können, sondern 
dämm, die vorliegenden positiven Ergebnisse möglichst breit 
umzusetzen und zu nutzen. Die Motivation der Mädchen in Rich- 
tung dieser Ausbildungsbemfe muß weiter gestärkt werden, und 
die Ausbildungsbetriebe müssen diesen Mädchen mit einem ent- 
sprechenden Angebot entgegenkommen. Die Bundesregiemng 
wird sich daher dafür einsetzen, daß in technisch orientierten 
Bemfen wesentlich mehr Ausbüdungsplätze für Frauen ange- 
boten werden. 

Die weitere Öffnung der Palette der Ausbildungsangebote für 
junge Frauen ist - wie insbesondere auch das Modellprogramm 
gezeigt hat - im Rahmen des derzeitigen Bemfsbildtmgssystems 
möglich. Veränderungen im System der dualen Beruf sausbüdung 
sind daher aus diesem Gmnde nicht notwendig. 


15. Welche neuen Angebote plant die Bundesregierung für die Ausbil- 
dung von Mädchen und jungen Frauen? 

Der Bundesminister für Büdung und Wissenschaft fördert in Ver- 
bindung mit dem Bundesinstitut für Bemfsbildtmg eine Modell- 
reihe „Neue Technologien in der beruflichen Büdung". Im Rah- 
men dieser Modellvorhaben werden frauenspezifische Fragestel- 
lungen aufgegriffen und Bedingungen untersucht, unter denen 
Frauen der Zugang zu Zukunftsberufen gesichert werden kann. 

Im Rahmen des Benachteiligtenprogramms zum Ausbüdungsjahr 
1984/85 werden Ausbildungsmaßnahmen für Mädchen in über- 
betrieblichen Ausbüdungsstätten vorrangig gefördert. 

Im übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 13 und 14 
verwiesen. 


16. Wie hoch ist der Anteil von Mädchen und jungen Frauen an der 
Gesamtzahl der Auszubildenden in den Bonner Bundesbehörden, 
und wie unterscheidet er sich in den einzelnem Ausbildungsbe- 
rufen? 


Der Anteü von Mädchen und jimgen Frauen an der Gesamtzahl 
der Auszubüdenden beträgt im Bundesbereich rund ein Drittel; in 
Berufen nach dem Berufsbüdungsgesetz liegt der Frauenanteü bei 
29 %, bei den Laufbahnausbüdungen für den einfachen und mitt- 
leren Dienst sowie für vergleichbare Angestelltenausbüdungen 
liegt er bei über 40 %. Die Ausbüdungsplätze stehen aUen geeig- 
neten männlichen und weiblichen Bewerbern gleichermaßen 
offen. 

In den Bonner Bundesbehörden beträgt der Frauenanteü in Be- 
rufen nach dem Berufsbüdungsgesetz 59,5 %, bei Beamtenausbü- 
dimgen 2,4 %; dieser geringe Prozentsatz beruht darauf, daß von 
170 Beamtenausbüdungen 157 auf den Bereich des Bundesgrenz- 
schutzes entfaUen, wo für den PolizeivoUzugsdienst des Bundes 
zur Zeit nur männlicher Nachwuchs ausgebüdet wird. 
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Anzahl der besetzten Ausbildungsplätze 1984 




Neuabschlüsse 

Frauenanteil 

Bestände 


absolut 

v.H. 

1. Bundesressorts einschließlich 
nachgeordneter Bereich 

a) Ausbildungsberufe nach 
Berufsbildungsgesetz 

22 094 

6 385 

28,9 

75 333 

b) öffentlich-rechtliche Dienst- 
verhältnisse und Sonstige 

8 112 

3 281 

40,4 

8 591 

Insgesamt 

30 206 

9 666 

32,0 

83 924 

2. Davon in Bonner Bundesbehörden 

a) Ausbildungsberufe nach 
Berufsbildungsgesetz 

116 

69 

59,5 

249 

b) öffentlich-rechtliche Dienst- 
verhältnisse und Sonstige 

170 

4 

2,4 

622 

Insgesamt 

286 

73 

25,5 

871 


Die vorgenannten Daten beziehen sich auf Ausbildungsplätze 
für Ausbildungen nach dem Berufsbildungsgesetz, für Laufbahn- 
ausbildungen des einfachen und mittleren Dienstes sowie für 
vergleichbare Angestelltenausbildungen und sonstige Aus- 
bildtmgen. 

17. Wie viele Mädchen und junge Frauen befinden sich im Schuljahr 
1984/85 in „ Beruf svorbereitimgsmaßnahmen" (d. h. „Berufsvorbe- 
reitungsjahr" und einschlägige Maßnahmen der Bundesanstalt für 
Arbeit), wie hoch ist ihr prozentualer Anteü in diesen „Maßnah- 
men", und wie erklärt die Bundesregierung den Tatbestand, daß 
Jungen und jimge Männer in diesen „Maßnahmen" bei weitem 
überrepräsentiert sind? 

Eine Statistik der Teilnehmer an den von der Bundesanstalt für 
Arbeit geförderten berufsvorbereitenden Maßnahmen nach dem 
Geschlecht wird nur für die jeweils in einem Berichtsjahr abge- 
schlossenen Berufsvorbereitungsmaßnahmen geführt, so daß 
insoweit Angaben für 1984/85 noch nicht vorliegen. Für die abge- 
schlossenen berufsvorbereitenden Maßnahmen im Bereich der 
Berufsberattmg im Jahr 1983/84 (1. Oktober bis 30. September) 
wurde folgende Teilnehmerstruktur festgestellt: 


Art der Maßnahme 

Teilnehmer 

insgesamt 

davon weiblich 
absolut 

V.H. 

Grundausbildungslehrgang 

9 533 

6 142 

64,4 

Förderungslehrgang für noch nicht 
berufsreife Schulentlassene 

9 115 

3 026 

33,2 

Lehrgang zur Verbesserung der 
Eingliederungsmöglichkeiten 

4 845 

2 077 

42,9 

Maßnahmen zur Beruf svorbereitung und 
sozialen Eingliederung junger Ausländer 

6 768 

2 108 

31,1 

Insgesamt 

30 261 

13 353 

44,1 
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Insgesamt waren Mädchen und junge Frauen mit 44,1 % an die- 
sen Maßnahmen beteiligt. An Grundausbildungslehrgängen nah- 
men weibliche Teilnehmer weit überdurchschnittlich teü. Ihr 
geringerer Anteü an Förderungslehrgängen für noch nicht berufs- 
reife Schulentlassene ist vor allem darauf zurückzuführen, daß 
weniger Mädchen als Jungen die Schule ohne Hauptschul- 
abschluß beenden. 


18. Hält die Bundesregierung die Beruf sausbüdungssituation der aus- 
ländischen Jugendlichen für außerordentiich alarmierend imd 
beabsichtigt sie, dies entgegen der bisherigen Praxis zukünftig in 
den jährlichen Beruf sbüdungsberichten ausführlich zu erläutern? 


Der Teü II „Informationen und Daten zur beruflichen Bildung" der 
Berufsbüdungsberichte enthält seit Jahren ein besonderes Kapitel 
„ Beruf sausbüdung ausländischer Jugendlicher", in dem auf die 
Ausbüdungssituation ausländischer Jugendlicher ausführlich ein- 
gegangen wird. Auch in Zukunft wird dieser Gruppe ein eigenes 
Kapitel gewidmet werden. 

Die Ausbüdungsquote der ausländischen Jugendlichen ist trotz 
Verbesserungen in den letzten Jahren nach wie vor unbefriedi- 
gend. Um die Ausbüdungschancen für junge Ausländer zu ver- 
bessern, gibt die Bundesregierung Anstöße zur zusätzlichen 
Erschließung betrieblicher Ausbildungsplätze. Im Rahmen des 
Benachteiligtenprogramms und des Ausländer-ModeUprogramms 
werden derzeit rund 5 000 junge Ausländer und Ausländerinnen 
ausgebüdet. 


19. Wie hoch war der Anteü der eine Beruf sausbüdung absolvierenden 
ausländischen Jugendlichen gemessen an der Gesamtzahl des in der 
Bimdesrepublik Deutschland lebenden Personenkreises, und welche 
Anstrengungen beabsichtigt die Bundesregierung zu unternehmen, 
um aUen ausländischen Jugendlichen eine voUqualifizierte Berufs- 
ausbüdung zukommen zu lassen? 


Der Anteü der ausländischen Auszubildenden in anerkannten 
Ausbüdungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz bzw. der 
Handwerksordnung an der ausländischen Bevölkerung im Alter 
von 15 bis unter 18 Jahren betrug 1983/84 21,4%. Viele der 

jungen Ausländer müssen im übrigen zunächst auf eine Berufs- 
ausbüdung vorbereitet werden. Hierzu dienen insbesondere die 
MBSE-Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit. 

Im Übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 17 und 18 
verwiesen. 


20, Hält die Bundesregierung ModeUversuche für die geeigneten Mit- 
tel, Probleme dauernder, massenhafter Ausbüdungslosigkeit bei 
weiblichen und ausländischen Jugendlichen zu lösen? Welche 
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Lösungen im Berufsbildungsbericht stellt sie sich gegebenenfalls 
vor? 

Modellversuche sind kein geeignetes Mittel, Dauerprobleme flä- 
chendeckend zu lösen. Modellversuche können jedoch als exem- 
plarische Entwicklung und Erprobung neuer Lösungsansätze Bei- 
träge leisten und Möglichkeiten aufzeigen, wie mehr Mädchen 
imd junge Ausländer eine Berufsausbildung erhalten können. 

Von einer „massenhaften Ausbildungslosigkeit" zu sprechen, hält 
die Bundesregierung bei den weiblichen Jugendlichen für nicht 
berechtigt. Ich verweise dazu insbesondere auf die Antworten zu 
den Fragen 10, 13 bis 15 sowie 18 und 19. 


21. Teilt die Bundesregierung nach wie vor die Auffassung von Bun- 
desarbeitsminister Dr. Blüm, daß diejenigen Betriebe und Verwal- 
tungen, die nicht in demjenigen Maße ausbilden, zu dem sie von 
ihrer wirtschaftlichen und personellen Leistungskraft in der Lage 
wären, also die „Trittbrettfahrer" (Bundesarbeitsminister Dr, 
Blüm), in der Berufsausbildung verstärkt zu Ausbildungsänstren- 
gungen angehalten werden müssen (vgl. dpa-Meldung vom 23. 
September 1983), und welche Vorstellungen hinsichtlich der 
Finanzienmgsregelung einer solchen Berufsausbildung schweben 
ihr dort vor? 


Die Bimdesregierung hat wiederholt darauf hingewiesen, daß 
Betriebe, die geeignet und in der Lage sind auszubilden, unsoli- 
darisch handeln, wenn sie keine Ausbildungsplätze anbieten. Bei 
dieser Argumentation darf aber die bereits jetzt hohe Ausbil- 
dungsbeteiligung der Wirtschaft nicht aus dem Blickfeld gerückt 
werden, denn rd. 500 000 Betriebe, Selbständige, Landwirte und 
öffentliche Einrichtungen, in denen etwa 80 % aller Beschäftigten 
arbeiten, beteiligen sich an der Berufsausbildung. 

Die Bundesregierung wird auch 1985 alles in ihren Kräften 
stehende tun, um die Wirtschaft in ihren Ausbüdungsanstrengun- 
gen zu unterstützen. Sie wird weiterhin verläßliche Rahmenbe- 
dingungen für die berufliche Bildung sichern. Es ist damit zu 
rechnen, daß sich die zu erwartende Entwicklung der gesamt- 
wirtschaftlichen Lage positiv auf das Ausbildungsplatzangebot 
auswirken wird. Dies erleichtert es der Wirtschaft, alle Möglich- 
keiten auszuschöpfen, um zusätzlich insbesondere bisher nicht 
ausbüdende Betriebe für die Ausbildung zu gewinnen, z. B. auch 
durch Ausbildungsverbund. Die Bundesregierung beabsichtigt 
nicht, die bewährte einzelbetriebliche Finanzierung zu ändern 
imd zieht keine gesetzliche Umlagefinanzierung in Erwägung. 


22. Wie viele Unternehmen im Bereich 

a) der Handwerkskammern, 

b) der Industrie- und Handelskammern 

beschäftigten im Ausbildungsjahr 1983/84 
— gar keine Auszubildenden, 
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— weniger als 5% Auszubüdende an der Gesamtzahl der bei 
ihnen Beschäftigten, 

— weniger als 10% Auszubildende an der Zahl der bei ihnen 
Beschäftigten? 

Die Zahl der Ausbildungsbetriebe im Handwerkskammerbereich 
betrug 1983 nach Mitteilung des Deutschen Handwerkskammer- 
tages 243483. Dies bedeutet, daß sich 49,5% der 492100 voll- 
handwerkhchen Betriebe an der Ausbildung im dualen System 
beteihgt haben; 1982 waren es 48,7%, Die handwerksähnhchen 
Betriebe sind hierbei nicht berücksichtigt, sie sind in der Regel zur 
Ausbildung nicht geeignet. Für das Jahr 1984 hegen noch keine 
Zahlen vor. 

Nach Auskunft des Deutschen Industrie- und Handelstages 
betrug die Zahl der Ausbildungsbetriebe 1984 im Bereich von 
Industrie und Handel 161 260, zu diesem Zeitpunkt gab es rd. 1,94 
Mio. kammerzugehörige Unternehmen. Es ist jedoch nicht sinn- 
voU, diese Zahl als Bezugsgröße für die Ermittlung des Prozentsat- 
zes der Betriebe zu wählen, die sich an der Ausbildung beteihgen, 
da in ihr auch solche Firmen enthalten sind, die von vornherein für 
eine Ausbüdung nicht geeignet sind, wie z.B. allein arbeitende 
Handelsvertreter, Lotto -Annahmestellen oder Taxi-Untemehmen. 
Eine sinnvollere Bezugsgröße ist dagegen die Zahl der in das 
Handelsregister eingetragenen Firmen, obwohl auch ein erheb - 
hcher Teil dieser Unternehmen beispielsweise wegen ihrer Spe- 
ziahsierimg für die Ausbildung nicht voll geeignet ist. Die Zahl 
der Handelsregisterfirmen betrug 1984 insgesamt 614 544. 1984 
haben also im Bereich von Industrie und Handel 26,2 % aller 
Handelsregisterfirmen ausgebildet, 1983 waren es 25,6%. 

Für eine noch weitergehende Differenzierung entsprechend der 
in der Frage genannten Kategorien liegen weder für das Hand- 
werk noch für den Bereich von Industrie und Handel statistische 
Angaben vor. Die Ausbildungsquote für die gesamte Wirtschaft 
betrug 1983 7,0 %, d. h.: auf 100 Erwerbstätige kamen im Durch- 
schnitt 7 Auszubildende des dualen Systems. 


23. Wie viele der Betriebe mit mehr als 1000 Beschäftigten in der 
Bundesrepublik Deutschland erbrachten im Ausbildungsjahr 
1983/84 eine Ausbildungsleistung nach den in der vorgenannten 
Frage genannten Kategorien? 

Eine vom Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung im Frühjahr 1983 
durchgeführte Repräsentativbefragung hat u. a. ergeben, daß in 
der Industrie 100 % der Betriebe mit mehr als 1 000 Beschäftigten 
ausbüden. 

Darüber hinaus hegen hierzu keine statistischen Unterlagen vor. 


24. Aus welchen Gründen vermag sich die Bundesregierung nicht zu 
einer positiven Bewertung 
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a) der von einigen Kammern in der Bundesrepublik Deutschland 
praktizierten Umlagefinanzierungsmodelle zur Förderung von 
Berufsausbildung, 

b) des von den Gewerkschaften vorgeschlagenen Modells einer 
bundesweiten Fondslösung zur Ablösung der einzelbetrieb- 
lichen Finanzierung der Berufsausbildung und 

c) einer zumindest regionalen Einführung dieses Fondsmodells 

zu entschließen? 

Die Bundesregierung hat sich mit den Vorschlägen zu den ver- 
schiedenen Formen von Umlagefinanzierungen immer wieder 
auseinandergesetzt und jeden Vorschlag gründlich geprüft. Sie 
hat dabei eine Vielzahl von Mängeln und Gefahren festgestellt, 
die mit der Verwirklichung solcher Vorschläge verbunden wären. 

Jede gesetzliche erzwungene Abgabe würde die Ausbildungs- 
bereitschaft der Betriebe beeinträchtigen; denn für die Betriebe 
würde eine Berufsausbildungsabgabe vor allem als Belastung 
spürbar. Eine Umlage würde darüber hinaus den wirtschaftlichen 
Gesundungsprozeß stören und von daher weitere negative Ein- 
flüsse auf die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe auslösen. 

Zu a) 

Die von einigen Kammern praktizierten Umlagefinanzierungen 
zur Förderung überbetrieblicher Berufsausbildung beruhen auf 
Kammersatzungen. Sie beschränken sich auf die engbegrenzte 
Aufgabe, die relativ kurzen Phasen ergänzender überbetrieb- 
licher Ausbildung für Lehrlinge kammerzugehöriger Betriebe zu 
finanzieren und zwar durch Verteilung der Kosten auf weitere 
Betriebe, nicht durch Gebühren der Ausbildungsbetriebe. Diese 
Regelungen weichen daher nur im Hinblick auf den speziellen 
Zweck von der üblichen Kammerfinanzierung durch Beiträge der 
kammerzugehörigen Betriebe ab. 

Die von der Bundesregierung gegen Kammerumlagen ins Feld 
geführten Gründe beziehen sich auf die Umverteilung von Kosten 
betrieblicher Berufsausbildung auf Kammerebene, insbesondere, 
wenn es sich um umfassende Kostenumverteilungen der betrieb- 
lichen Berufsausbildung handeln sollte; das gilt auch für die 
Umverteilung von Kosten überbetrieblicher Vollausbildungen. 
Derartige Regelungen gehören nicht zu den Aufgaben der Kam- 
mern; die Kammern können sie nach geltendem Recht auch nicht 
treffen. 

Gegen Umlagefinanzierungen auf Kammerebene spricht auch, 
daß die unterschiedlichen regionalen und branchenmäßigen 
Zuständigkeiten der Vielzahl der Kammern und die sehr unter- 
schiedhche Leistungsfähigkeit der ihnen angehörenden Betriebe 
bzw. Praxen zu sehr unterschiedlichen Belastungen und finan- 
ziellen Hilfen für gleiche Berufe und gleichartige Ausbildungs- 
betriebe führen müßten. Einflüsse auf die Standortbedingungen 
von Betrieben wären nicht auszuschließen. Solche Umlagefinan- 
zierungen auf Kammerebene würden deshalb auf Dauer zu kam- 
merübergreifenden gesetzlichen Finanzierungsfonds führen müs- 
sen, um die unterschiedlichen Bedingungen der einzelnen Regio- 
nen auszugleichen. 
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Zub) 

Das von den Gewerkschaften vorgeschlagene Modell einer bun- 
desweiten Fondsfinanzierung der betrieblichen Berufsausbildung 
wird von der Bundesregierung abgelehnt. Die wichtigsten Gründe 
für die Ablehnung sind: 

— Die ausbüdenden Betriebe hätten den überwiegenden Teü der 
Mittel für die Umlagefinanzierung selbst aufzubringen, denn 
etwa 80% der Beschäftigten arbeiten in ausbüdenden Be- 
trieben, Praxen und Einrichtungen, 

— Bei der Einführung einer Fondsfinanzierung würden sich viele 
Betriebe durch die Zahlung der Abgabe von der Verantwor- 
tung für die Ausbüdung entbunden fühlen. 

— Von der Umwälzung des Fondsvolumens — die Nettokosten der 
betrieblichen Beruf sausbüdung belaufen sich auf schätzungs- 
weise 20 Mrd. DM — würden empfindliche Störungen auf die 
Volkswirtschaft ausgehen. 

— Das hohe Finanzvolumen, die große Zahl der Abgabepflich- 
tigen und auch die Tatsache, daß etwa 500000 Betriebe, Ein- 
richtungen und Praxen an der Ausbildung in rd. 430 verschie- 
denen Ausbildungsberufen beteiligt sind, würden einen er- 
heblichen bürokratischen Aufwand erfordern. 

— Die erhobenen Mittel müßten überwiegend für Leistungen 
eingesetzt werden, die auch ohne Umlage erbracht werden. 
Die Entwicklung der Ausbüdungsangebote zeigt, daß die 
betriebliche Berufsausbüdung flexibel und schnell auf Verän- 
derungen der Nachfrage nach Ausbüdungsplätzen reagiert; so 
ist allein in den letzten drei Jahren die Anzahl der neu abge- 
schlossenen Ausbildungsverträge von rd. 606000 um 100 000 
auf rd. 706000 angestiegen. 

Zuc) 

Regional begrenzte FinanzierungsmodeUe stellen keine Lösungs- 
ansätze zur Überwindung der regionalen Unterschiede im Ange- 
bot an Ausbüdungsplätzen dar; denn Anzahl und Struktur der 
Ausbüdungsplätze hängen vom regionalen Betriebsbesatz ab. Ein 
Ausgleich regionaler Unausgewogenheiten im Angebot an Aus- 
büdungsplätzen kann von einer regionalen Umlagefinanzierung 
schon deshalb nicht erhofft werden, weil die Beteiligung der 
Betriebe an der Ausbüdung gerade in den strukturschwachen 
Gebieten überdurchschnittlich hoch ist; außerdem haben die aus- 
büdenden Betriebe in diesen Regionen höhere Ausbüdungsquo- 
ten als Betriebe in weniger benachteiligten Gebieten. Die 
Betriebe in den strukturschwachen Gebieten verfügen deshalb 
über weniger Angebotsspielraum bei Ausbildungsplätzen als die 
Betriebe in Ballungsräumen. Hinzu kommt, daß regional 
begrenzte Finanzierungsmodelle zu unterschiedlichen Standort- 
bedingungen für die Wirtschaft einzelner Regionen führen 
müßten. 

Für die Bundesregierung gibt es aus den genannten Gründen 
keine Alternative zur bewährten einzelbetrieblichen Finanzie- 
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rung der Berufsausbildung. Jede Reglementierung in diesem sen- 
siblen Bereich durch kollektive Finanzierungsformen müßte sich 
schädlich für die Jugendlichen auswirken. Die Bundesregierung 
wird deshalb den erfolgreichen Kurs beibehalten, die Betriebe in 
ihrer Ausbüdungsbereitschaft zu stärken und bisher nicht ausbil- 
dende, aber ausbüdungsfähige Betriebe für die Ausbildung zu 
gewinnen. 


25. Welche Finanzierungsregelung wird gegenwärtig aufgrund der 
Tatsache von der Bundesregierung vorangetrieben, daß das Bun- 
desinstitut für Berufsbildung auch heute noch eine personell 
umfangreiche Hauptabteilung „Finanzienmg der Berufsaus- 
bildung" unterhält? 

Wie in der Antwort zu Frage 24 bereits detailliert dargelegt, strebt 
die Bundesregierung nicht die Abschaffung der bewährten einzel- 
betrieblichen Finanzierung der Beruf sausbüdung innerhalb des 
dualen Systems an. Sie ist vielmehr der Auffassung, daß sich eine 
gesetzüch geregelte Umlagefinanzierung auf die Ausbildungs- 
bereitschaft der Betriebe negativ ausgewirkt hätte und daß mit 
einer solchen Finanzierung die hervorragenden Leistungen der 
Wirtschaft auf dem Ausbüdungssektor in den letzten Jahren nicht 
zu erreichen gewesen wären. Deshalb trifft auch die Annahme 
nicht zu, beim Bundesinstitut für Berufsbüdung gäbe es eine 
Hauptabteüung „Finanzierung der Berufsausbildung“, die eine 
von der Bundesregierung beabsichtigte Änderung der Finan- 
zierungsregelung bei der Berufsausbildung vorbereitet. Die 
Hauptabteüimg „ Beruf sbüdungsstätten/Kosten und Finanzie- 
rung" des Bundesinstituts für Berufsbüdung befaßt sich in erster 
Linie mit der Förderung überbetriebücher Berufsausbildungsstät- 
ten (vgl. § 6 Abs. 2 Nr. 2 BerBiFG) und - im Rahmen des 
Forschungsauftrags des Bundesinstituts (vgl. § 6 Abs. 2 Nr. 4 
BerBiFG) - vor aUem mit Kosten- und Kostenstrukturfragen. 


26. Wie hoch waren in den Jahren 1980 bis 1984, auf geschlüsselt nach 
Zuwendungsarten, Bundesausbildungsförderungsgesetz, Arbeits- 
fördeumgsgesetz, Direktzahlungen des Bundes und der Länder, 
sonstige Aufwendxmgen, die staatlichen Aufwendxmgen zur finan- 
ziellen Förderung der Berufsausbildung, und mit welchem Instru- 
mentarium wurden diese finanziellen Aufwendungen koordiniert? 


Die Förderung der Berufsausbildung durch Bund, Bundesanstalt 
für Arbeit und Länder ergibt sich aus nachstehender Aufstellung 
(Sollzahlen): 
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Förderung der Berufsausbildung 
in Mio. DM 


1980 

1981 

1982 

1983') 

1984') 

Bund 






- BAföG 

730, 0^) 

700,0 

740,0 

550,0 

150,0^) 

- Programme 

384,3 

371,9 

436,5 

728,7 

690,0 

darunter: 






Überbetriebliche Äusbildungsstätten 

187,4 

203,5 

231,9 

213,0 

200,0 

Förderung zusätzlicher 
Ausbildungskapazitäten 
(Programm für Zukunftsinvestitionen) 

70,0 

10,0 

10,0 

50,0 

- 

Benachteiligtenprogramm 

- 

29,0 

67,0 

124,0 

144,0 

einmaliges Sonderprogramm 1983 

- 

- 


3,0 

85,0 

Zuschüsse zu Lehrgangskosten 
im Handwerk 

30,5 

47,1 

49,0 

53,0 

55,0 

Bildungsbeihilfen für arbeitslose 
Jugendliche 

- 

- 

' - 

205,0 

120,0 

Länder 






- BAföG 

393,0 

370,0 

398,0 

296,0 

80,0^) 

- Sonderprogramme 

357,1 . 

382,0 

391,6 

442,0 

553,0 

Bundesanstalt für Arbeit 






- Berufsausbildungsbeihilfe 
einschließlich MBSE 

442,4 

517,8 

428,2 

433,6 

487,4 


Rückgang beim BAföG im 2 . Halbjahr 1983 und 1984 infolge des Haushaltsstrukturgesetzes 1981 und des Haushaltsbegleit- 
gesetzes 1983. Die Länder haben für die zu Hause wohnenden Schüler eigene Regelungen geschaffen, für die sie nach Aus- 
laufen der bundeseinheitlichen ,, Härteregelung" ca. 120 Mio. DM aufwenden, 
geschätzte Zahlen 

Die Forderung einer länderüb ergreifenden oder bundesweiten 
Vereinheitlichung der Förderprogramme wird dem regional 
unterschiedlichen Bedarf nicht gerecht. Aufgrimd der seit langer 
Zeit eingespielten Aufgabenteilung zwischen Bund und Ländern 
sind die Programme so konzipiert, daß keine Konkurrenz zwi- 
schen den unterschiedlichen Förderprogrammen entsteht. 

Da der Bimd grundsätzlich keine Zuschüsse zu betrieblichen 
Ausbildungskosten gewährt, kann sich die Abstimmung zwischen 
Bund und Ländern auf die Förderung überbetrieblicher Ausbü- 
dimgsstätten beschränken; diese Abstimmung erfolgt seit Auf- 
nahme der Förderung. 


27. Dürfen die GRÜNEN aus dem Tatbestand, daß auch im Bundes- 
haushalt 1985 in den Ansätzen einzelner Bundesministerien (vgl. 
z. B. Ansatz für den Haushalt des Bundesministeriums der Verteidi- 
. gung, Anlage zur Drucksache 10/1800, Einzelplan 14, S. 26) nach 
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wie vor eine Berufsbildungsabgabe nach dem Ausbüdungsplatz- 
fördenmgsgesetz vorgesehen ist, schließen, daß die Bundesregie- 
rung noch in dieser Legislaturperiode die Absicht hat, diese 
Abgabe doch noch zu erheben? 

Nein. Wie in den Antworten zu den Fragen 24 und 25 bereits 
erläutert, lehnt die Bundesregierung jede Form einer gesetzlich 
erzwungenen Berufsausbildungsabgabe ab; sie hält solche Ab- 
gaben für ein imtaugliches Mittel zur Lösung berufsbildungspoli- 
tischer Probleme. Der Tatsache, daß beim Einzelplan 14 im Kapi- 
tel 01 ein Leertitel 532 03 eingerichtet ist, kann nicht entnommen 
werden, daß die Bundesregierung beabsichtigt, noch in dieser 
Legislaturperiode eine Berufsbildungsabgabe zu erheben. Der 
Titel wird im Haushaltsplan 1986 gestrichen werden. 


28. Wie hoch weuren die Aufwendungen der Bundesregierung für die 
zum Jahresende bundesweit geschalteten Anzeigen „Danke 
Deutschland", und wie viele Ausbildungsplätze hätten im „Pro- 
gramm zur Förderung der Berufsausbildung benachteiligter 
Jugendlicher" damit geschaffen werden können? 

Die Kosten der ersten Anzeigen der genannten Anzeigenserie nüt 
dem Thema Ausbildungsplätze, die Ende Dezember 1984 mit 
Ausnahme der Länder Nordrhein-Westfalen, Berlin und Saarland 
bundesweit geschaltet wurde, haben rd. 395 000 DM betragen. 
Genaue Zahlen können nicht angegeben werden, weü eine End- 
abrechnung noch nicht vorhegt. 

Die Bundesregierung hält es nicht für sinnvoll, Kosten einer 
Anzeigenserie in Kosten für Ausbildungsplätze umzurechnen. Es 
gehört zur Pflicht der Bundesregierung, die öffenthchkeit über 
Fragen von allgemeiner Bedeutung zu informieren; hierzu zählt 
auch die Ausbüdungsleistung der Betriebe, Praxen und Verwal- 
tungen. Die Bundesregierung verspricht sich davon zugleich posi- 
tive Auswirkungen auf deren Ausbüdungsbereitschaft. 


29. Hat die Bundesregierung die Absicht, auch im Jahre 1985 solch 
imkonventionelle Maßnaihmen zur Ausbüdungsplatzwerbung, wie 
etwa die Zusammenarbeit mit einer großen deutschen Tageszei- 
tung, die Verlosung von Ausbildungsplätzen durch Bundesminister 
oder die Anzeigenserie „Danke Deutschland" fortzusetzen, und 
welche konkreten Initiativen sind hier geplant? 


Die Bundesregierung wird auch 1985 ihre Bemühungen zur 
Gewinnung einer ausreichenden Zahl von Ausbüdungsplätzen 
fortsetzen und daher ggf. auch unkonventionelle Wege be- 
schreiteri. 


30. Wie viele Abiturienten/innen haben in den Jahren 1980 bis 1984 in 
demselben Jahr ihres Schulabgangs bzw. sofort nach Ableistung 
des Grundwehrdienstes oder Zivildienstes eine Berufsausbildung 
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a) im dualen System, 

b) in anderen Bereichen (öffentlicher Dienst, Gesundheitsberufe, 
Berufsfachschulen etc.) 

aufgenommen, worauf führt die Bundesregierung die gestiegene 
Nachfrage dieses Personenkreises zurück, imd welche büdungs- 
politischen Konsequenzen zieht sie aus der dort sichtbaren Ent- 
wicklimg? 

Statistische Angaben darüber, wie viele Abiturienten/innen in 
den Jahren 1980 bis 1984 in demselben Jahr ihres Schulabgangs 
bzw. sofort nach Ableistung des Grundwehrdienstes oder Zivü- 
dienstes eine Berufsausbildung aufgenommen haben, hegen nicht 
vor, weil sie weder von der Bundesanstalt für Arbeit noch von den 
Kammern erhoben werden. Die Berufsberatungsstatistik der Bun- 
desanstalt für Arbeit gibt aber Auskunft darüber, wie viele Abi- 
turienten und Abiturientinnen sich bei den Arbeitsämtern um 
AusbUdungsplätze im dualen System beworben haben. Die Zahl 
der gemeldeten männhchen und weibhchen Bewerber mit Fach- 
hochschul- bzw. mit Hochschulreife um betriebhche Ausbüdungs- 
plätze hat sich wie folgt entwickelt (ohne diejenigen Bewerber, 
die bereits ein Studium begonnen bzw. abgeschlossen haben): 


Berufsberatungsjahr 

Bewerber mit Fachhochschul- bzw. Hochschulreife 

männlich 

weiblich 

insgesamt 

1979/80 

10 865 

13 601 

24 466 

1980/81 

10 620 

16 006 

26 626 

1981/82 

13 837 

23 509 

37 346 

1982/83 

22 463 

37 306 

59 769 

1983/84 

29 886 

46911 

76 797 


Vergleichbare Statistiken für den Übergang von Abiturienten/ 
Abiturientinnen in andere Bereiche (öffenthcher Dienst, Gesund- 
heitsberufe, Berufsfachschulen etc.) hegen nicht vor. 

Die Bundesregierung hat am 28. November 1984 in ihrer Antwort 
auf die Große Anfrage zur Hochschulpohtik (Drucksache 10/2543) 
ihre Position deuthch gemacht. Trotz der sehr hohen Anspannung 
des Ausbildungsstehenmarktes ist die Umorientierung der Stu- 
dienberechtigten zu begrüßen, weil sie eine reahstische Einschät- 
zung ungünstiger Berufsaussichten der Hochschulabsolventen in 
einigen Bereichen erkennen läßt. Die Bundesregierung wird auch 
in Gesprächen mit der Wirtschaft, den Wirtschaftsverbänden und 
der Bundesanstalt für Arbeit sowie durch Modellvorhaben änstre- 
ben, daß die Betriebe Studienberechtigten ein breites Spektrum 
an Ausbüdungsberufen sowie andere Quahfizierungsmöghchkei- 
ten einschheßhch beruflicher Weiterbüdung mit Aufstiegschan- 
cen anbieten. 


31. Wie viele Absolventen einer Beruf sausbüdung mit Abitur nahmen 
in den Jahren 1982 bis 1984 

a) ein Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule, 

b) ein Studium an einer Fachhochschule, 
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c) eine Berufstätigkeit 
auf? 

Wie viele dieser Personengruppe wurden im Zeitraum von sechs 
Monaten nach der Berufsausbildung für wie lange arbeitslos? 

Eine Verlatifsuntersuchung für Absolventen einer Berufsausbil- 
dung liegt nicht vor. 

Man kann jedoch Untersuchungen der Hochschul-Informations- 
System-GmbH (HIS) heranziehen, die durch mehrmalige Befra- 
gung verschiedener Studienberechtigten-Jahrgänge den Bil- 
drmgsverlauf dieser Abiturienten beschreiben (Panel). Ferner 
geben die Befragungen der Studienanfänger der Wintersemester 
1983/84 und 1984/85 Aufschluß darüber, wie groß der Anteil derer 
ist, die bereits eine Berufsausbildung abgeschlossen haben. 

Bisher liegen aus dem Panel Ergebnisse vor aus der dritten Befra- 
gung der Studienberechtigten der Jahre 1976 und 1978. Da diese 
dritte Befragung sich auf einen Zeitpunkt 4 V 2 Jahre nach Erwerb 
der Hochschulreife bezieht (bis zu dem der Abschluß einer Berufs- 
ausbildung möglich ist), gelten die Angaben entsprechend für die 
Jahre 1980 und 1982. Von den Abiturienten (allgemeiner imd 
fachgebundener Hochschulreife) des Jahres 1978 haben bis 1982 
28% nach dem Abitur eine Berufsausbüdung begonnen und 
abgeschlossen. Von diesen Abiturienten mit abgeschlossener 
Berufsausbildung 

— haben 15% ein Studium an wissenschaftlichen Hochschulen 
aufgenommen, 

— haben 3 % ein Studium an einer Fachhochschule begonnen, 

— nahmen 64 % eine Berufstätigkeit auf, 

— gingen 11% in andere Tätigkeiten (Arbeitsstelle, Praktikum, 
Wehrdienst, Hausfrau), 

— hatten rd. 5 % noch keine Pläne, 

— waren 2 % arbeitslos. 

Zu der Frage, wie viele Absolventen einer Berufsausbildung mit 
Abitur im Zeitraum von sechs Monaten nach der Berufsausbü- 
dimg für wie lange arbeitslos waren, liegen keine Zahlen vor. 
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